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	— Gesetzesänderungen

Steueränderungsgesetz 2025: Das sind  
die für Stiftungen relevanten Änderungen
von Patrick Doedt, Steuerberater, CURACON GmbH Wirtschaftsprüfungs-�
gesellschaft, Münster

Mit dem Steueränderungsgesetz 2025 sind wichtige Änderungen für  
steuerbegünstigte Körperschaften in Kraft getreten. Für nach § 51 ff. AOsteu-
erbegünstigte Stiftungen sind insbesondere die folgenden zum 01.01.2026 
wirksam gewordenen Erleichterungen und Klarstellungen relevant. 

Die Änderungen für Non-Profit-Organisationen im Überblick
	z Die Freigrenze für die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung steigt auf 
100.000 Euro (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 4 AO n. F.).

	z Der Einsatz von Mitteln für die Errichtung und den Betrieb von Photovol
taikanlagen und anderen EEG-Anlagen wird ausdrücklich als unschädliche 
Betätigung anerkannt, solange dies nicht Hauptzweck der Körperschaft ist 
(§ 58 Nr. 11 AO n. F.).

	z Die Freigrenze für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
steigt auf 50.000 Euro (§ 64 Abs. 3 S. 1 AO n.F.).

	z Bei Einnahmen aus wirtschaftlichen Tätigkeiten unter 50.000 Euro entfällt 
die Pflicht zur Zuordnung dieser Einnahmen zum Zweckbetrieb oder steuer-
pflichtigem wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb (§ 64 Abs. 3 S. 2 AO n. F.).

	z Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale werden auf 3.300 Euro bzw. 960 
Euro angehoben; parallel steigt die Vergütungsgrenze für das haftungs-
rechtliche Privileg ehrenamtlicher Organmitglieder auf 3.300 Euro (§ 3 �
Nr. 26, 26a EStG n. F.; §§ 31a, 31b BGB n. F.).

	z E-Sport wird als gemeinnütziger Zweck anerkannt (§ 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 21 
AO n. F.).

	z Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen – auch in Cafés und �
Kantinen von Stiftungen – unterliegen dauerhaft dem ermäßigten Umsatz-
steuersatz von sieben Prozent (ohne Getränke; § 12 Abs. 2 Nr. 15 UStG n. F.).

Im Folgenden werden diese Änderungen aus Stiftungsperspektive eingeord-
net und anhand praxisnaher Beispiele erläutert.

Anhebung der Freigrenze für die zeitnahe Mittelverwendung
Nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO müssen steuerbegünstigte Körperschaften ihre Ein-
nahmen innerhalb der beiden folgenden Wirtschaftsjahre für die satzungs-
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mäßigen Zwecke einsetzen. Mit dem Steueränderungsgesetz 2025 wurde die 
Freigrenze für diese Pflicht von bisher 45.000 Euro auf 100.000 Euro deutlich 
angehoben. Diese Entlastung soll einen großen Teil der steuerbegünstigten 
Körperschaften erfassen und den bürokratischen Aufwand der Mittelverwen-
dungsrechnung spürbar senken.

Gleichwohl ist zu beachten, dass trotz der neuen Freigrenze weiterhin die 
Grundprinzipien des Gemeinnützigkeitsrechts gelten. Auch bei gelockerter 
Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung müssen Stiftungen ihre Mittel grund-
sätzlich im Sinne ihrer satzungsmäßigen, steuerbegünstigten Zwecke einset-
zen. Die Grundsätze der Selbstlosigkeit (§ 55 AO) und der Ausschließlichkeit 
(§ 56 AO) gelten unverändert fort. Zudem liegt eine freiwillige zeitnahe Mit-
telverwendung im Eigeninteresse vieler Organisationen, etwa zur Wahrung 
der Glaubwürdigkeit gegenüber Spenderinnen und Spendern oder mit Blick 
auf den Stifterwillen.

Wichtig ist, dass die Anhebung der Freigrenze nichts an den Regelungen zur 
Rücklagenbildung nach § 62 AO ändert. Stiftungen können weiterhin die freie 
Rücklage bilden (ein Drittel des Überschusses aus der Vermögensverwaltung 
sowie zehn Prozent der übrigen Mittel) und projektbezogene Rücklagen für 
konkrete Vorhaben ansparen.

Beispiel 1: Bürgerstiftung mit Vermögensverwaltung

Die Bürgerstiftung „Zukunft Münsterland“ verfügt über ein Stiftungskapital von 
1,5 Mio. Euro. Aus der Vermögensverwaltung erzielt sie jährlich Erträge von 75.000 
Euro. Zusätzlich erhält sie Spenden in Höhe von 15.000 Euro. Die Gesamteinnahmen 
belaufen sich somit auf 90.000 Euro.

Lösung: Die Stiftung unterschreitet die 100.000 Euro-Grenze. Sie ist daher ab 2026 
für den entsprechenden Veranlagungszeitraum nicht mehr verpflichtet, eine zeitnahe 
Mittelverwendung nachzuweisen. Gleichwohl empfiehlt es sich, weiterhin eine Mittel-
verwendungsrechnung zu internen Dokumentationszwecken sowie zur Feststellung 
der Rücklagenwerte zu erstellen. Zudem ist zu beachten, dass die Stiftung wieder der 
Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung unterliegt, sobald ihre Gesamteinnahmen die 
Schwelle von 100.000 Euro überschreiten. Das Stiftungskapital ist nach wie vor zu 
erhalten und bleibt von der Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung unberührt.

Photovoltaikanlagen und andere EEG-Anlagen 
Mit der neu eingeführten Vorschrift in § 58 Nr. 11 AO wird ausdrücklich klarge-
stellt, dass die Verwendung von Mitteln für die Errichtung und den Betrieb 
von Photovoltaikanlagen und anderen Anlagen nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) die Gemeinnützigkeit nicht gefährdet, soweit es sich dabei 
nicht um den Hauptzweck der Körperschaft handelt. 

Wichtig — Auch die Abdeckung evtl. entstehender unvermeidbarer dauerhaf-
ter Verluste aus dem Betrieb solcher Anlagen ist ausdrücklich als unschädlich 
für die Gemeinnützigkeit anerkannt. Dies rechtfertigt sich daraus, dass die 
Anlagen regelmäßig überwiegend der Produktion von selbstverbrauchtem 
Strom dienen und die Einspeisung von Reststrom unvermeidlich ist.
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Mit der Regelung reagiert der Gesetzgeber auf die erhebliche Rechtsunsicher-
heit der vergangenen Jahre, ob und in welchem Umfang steuerbegünstigte 
Körperschaften in erneuerbare Energien investieren dürfen, ohne ihre Ge-
meinnützigkeit zu gefährden. Die Regelung ist ausdrücklich kein neuer steu-
erbegünstigter Zweck, sondern als Ausnahmeregelung zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 
AO (satzungsgemäße Mittelverwendung als Voraussetzung der Selbstlosig-
keit) konzipiert. Der Tatbestand verzichtet auf eine Höchstbetragsgrenze, d. h. 
insbesondere auf eine Bezugnahme auf § 3 Nr. 72 EStG. 

Einspeisung kann weiter steuerpflichtiger Geschäftsbetrieb sein
Diese gemeinnützigkeitsrechtliche Privilegierung ändert jedoch nichts an einer 
möglichen Ertragsteuerpflicht der entsprechenden Tätigkeiten. Die Einspeisung 
von nicht selbst verbrauchtem Strom stellt weiterhin einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar, sofern die Einnahmen aus sämtlichen 
steuerpflichtigen Tätigkeiten die 50.000-Euro-Freigrenze nach § 64 Abs. 3 
AO überschreiten. 

Wichtig — Zu prüfen sind daneben gegebenenfalls besondere Steuerbefrei-
ungen, insbesondere nach § 3 Nr. 72 EStG für kleinere Photovoltaikanlagen. 
Erfüllt die Photovoltaikanlage die Voraussetzungen des § 3 Nr. 72 EStG (bis 
30 kWp je Einheit und insgesamt höchstens 100 kWp), bleiben die Einkünfte 
aus dem Anlagenbetrieb ertragsteuerfrei. Auch wenn dem Grunde nach ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegt, führt § 3 Nr. 72 
EStG dazu, dass insoweit keine Körperschaft- bzw. Gewerbesteuer anfällt.

Begünstigte Anlagen  
Die Regelung des § 58 Nr. 11 AO beschränkt sich nicht auf Photovoltaikanlagen, 
sondern umfasst ausdrücklich alle Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz. Dies schließt nach der Legaldefinition des § 3 Nr. 21 EEG 2023 bspw. 
Windkraftanlagen, Biomasseanlagen oder Geothermieanlagen ein. 

Wichtig — Für Stiftungen mit Liegenschaften eröffnen sich so neue Möglich-
keiten, sowohl ökologisch als auch wirtschaftlich sinnvoll zu handeln.

Beispiel 2: Bildungsstiftung mit Schulgebäude

Eine Bildungsstiftung mit Schulgebäude hat eine Photovoltaikanlage mit 100 kWp auf 
dem Schuldach. Diese Anlage erzeugt jährlich etwa 95.000 kWh Strom, von denen 
rund 85.000 kWh in der Schule verbraucht und 10.000 kWh in das öffentliche Netz 
eingespeist werden. Die Stiftung spart erhebliche Stromkosten und erhält zusätzlich 
eine moderate Einspeisevergütung. 

Lösung: Der Einsatz der Mittel für Bau und Betrieb der Anlage ist nach § 58 Nr. 11 AO 
gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich; der deutlich überwiegende Eigenverbrauch 
dokumentiert die Versorgung der eigenen Einrichtung. Die Einspeisevergütungen 
führen zwar dem Grunde nach zu einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, dessen 
Einnahmen auf die Freigrenze von 50.000 Euro nach § 64 Abs. 3 AO anzurechnen 
sind; eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 72 EStG kommt wegen der Anlagengröße hier 
nicht in Betracht. Bei einem Einspeiseanteil von nur rund 16 % kann der Anlagenbe-
trieb jedoch als Selbstversorgungszweckbetrieb nach § 68 Nr. 2 Buchst. b AO qualifi-
ziert werden. Selbst wenn die Anlage gewisse Anlaufverluste erwirtschaftet, die 
zwangsläufig mit Mitteln auszugleichen sind, die dann nicht mehr unmittelbar für 
steuerbegünstigte Zwecke zur Verfügung stehen, ist dies nach § 58 Nr. 11 AO �
ausdrücklich unschädlich für die Gemeinnützigkeit.

Gemeinnützigkeitsrechtliche 
Privilegierung als Reaktion 

auf bisherige  
Rechtsunsicherheit

Gewinne aus der  
Photovoltaikanlage sind  

ggf. ertragsteuerpflichtig

Besondere Steuerbefrei- 
ungen können in Frage 

kommen

Legaldefinition des § 3  
Nr. 21 EEG 2023 bestimmt 

die Anlagen

Photovoltaikanlage fördert 
gemeinnützige Zwecke



01 �| 2026 7

Stiftung und SteuernSB — StiftungsBrief

Anhebung der Freigrenze für steuerpflichtigen wGB 
Eine weitere Neuerung betrifft die steuerliche Behandlung wirtschaftlicher 
Geschäftsbetriebe. Die Freigrenze wurde von bisher 45.000 Euro auf 50.000 
Euro Einnahmen angehoben. Folge: Erst wirtschaftliche Aktivitäten mit �
Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieben von mehr als 50.000 Euro im Jahr unterliegen der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer (§ 64 Abs. 3 S. 1 AO n. F.). 

Diese Anpassung dürfte weitgehend einem bloßen Inflationsausgleich �
entsprechen. Es handelt sich weiterhin um eine Freigrenze, nicht um einen 
Freibetrag. Sprich:  bei Überschreiten der Grenze sind die Einnahmen in voller 
Höhe steuerpflichtig.

Vereinfachungen bei der Sphärenzuordnung
Der Gesetzgeber hat nun klargestellt, dass steuerbegünstigte Organisatio-
nen, die unter die Freigrenze von 50.000 Euro fallen, nicht mehr unterschei-
den oder aufteilen müssen, ob ihre Einnahmen aus dem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder aus einem Zweckbetrieb nach den 
§§ 65 bis 68 AO stammen (§ 64 Abs. 3 S. 2 AO n.F.). Die bislang erforderliche 
Sphärenzuordnung entfällt damit und soll insbesondere für kleinere Stiftungen 
eine Verwaltungsentlastung bringen. 

Die praktische Bedeutung dieser Vereinfachung ist allerdings begrenzt. Da 
bei Unterschreiten der Umsatzgrenzen im Hinblick auf eine mögliche Ertrag-
steuerpflicht kein Unterschied zwischen Zweckbetrieb und wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb besteht, handelt es sich allenfalls um eine buchhalterische 
Vereinfachung. 

Wichtig — Stiftungen sollten sich daher nicht von der Vorstellung leiten lassen, 
ab 2026 auf jegliche interne Sphärentrennung verzichten zu können. Vor �
allem im Verlustfall sowie zur Berechnung der steuerlichen Rücklagen und 
nicht zuletzt für umsatzsteuerliche Zwecke wird eine Abgrenzung weiterhin 
regelmäßig erforderlich sein. Zudem muss stets ein Überblick darüber behalten 
werden, wie hoch die Einnahmen im steuerpflichtigen wirtschaftlichen �
Geschäftsbetrieb sind. In diesem Zusammenhang sind auch weiterhin die 
Sphären der Vermögensverwaltung und des ideellen Bereichs voneinander 
abzugrenzen.

Erhöhung der Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale
Die Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale wurden angehoben: 

	z Die Übungsleiterpauschale ist von 3.000 Euro auf 3.300 Euro jährlich (§ 3 
Nr. 26 EStG n. F.) und 
	z die Ehrenamtspauschale von 840 Euro auf 960 Euro (§ 3 Nr. 26a EStG n .F.) 
gestiegen. 

Die betragsmäßige Anhebung macht ehrenamtliches Engagement finanziell 
etwas attraktiver und soll es Stiftungen erleichtern, qualifizierte Personen für 
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Keine Abgrenzung und  
Aufteilung bei weniger als 
50.000 Euro Einnahmen 

Sphärentrennung ist  
in der Praxis ...

... aus verschiedenen  
Gründen erforderlich

Betragsmäßige Erhöhung ...

... stärkt ehrenamtliches 
Engagement



8 01 �| 2026

Stiftung und Steuern SB — StiftungsBrief

ihre Projekte zu gewinnen. Faktisch handelt es sich auch hier eher um eine 
moderate Anpassung an gestiegene Kosten als um einen strukturellen Anreiz.

Wichtig — Neben der betragsmäßigen Erhöhung wurde klargestellt, dass die 
Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale auch bei Tätigkeiten für juristische 
Personen des öffentlichen Rechts nur dann in Anspruch genommen werden 
kann, wenn die Tätigkeit der Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder 
kirchlicher Zwecke dient.

Beispiel 3: Gemeinnützige Bildungsstiftung 

Die gemeinnützige Bildungsstiftung „Lernen vor Ort“ führt Lernförderkurse für �
Jugendliche durch. Frau A leitet einmal wöchentlich einen Mathematik-Förderkurs 
und erhält hierfür eine Vergütung von 3.300 Euro im Jahr. Herr B unterstützt die Stif-
tung bei Büro- und Organisationstätigkeiten (Teilnehmerlisten, Raumorganisation, 
einfache Abrechnungen) und erhält eine Vergütung von 960 Euro jährlich.

Lösung: Die Lehr- und Betreuungstätigkeit von A ist eine begünstigte pädagogische 
Tätigkeit im Sinne der Übungsleiterpauschale; bei nebenberuflicher Tätigkeit �
im Dienst der gemeinnützigen Stiftung kann ihre Vergütung bis 3.300 Euro nach § 3 
Nr. 26 EStG n. F. steuerfrei bleiben. Die rein organisatorische Tätigkeit des B erfüllt 
nicht die Voraussetzungen des § 3 Nr. 26 EStG, kann aber – unter den weiteren �
Voraussetzungen des § 3 Nr. 26a EStG – bis 960 Euro jährlich nach der Ehrenamts-
pauschale des § 3 Nr. 26a EStG n. F. steuerfrei vergütet werden. 

Vergütungsgrenze für das haftungsrechtliche Privileg
Darüber hinaus wurde auch die Vergütungsgrenze für das Haftungsprivileg 
ehrenamtlich Tätiger von 840 Euro auf 3.300 Euro angehoben (§§ 31a, 31b 
BGB n. F.). Ehrenamtliche, die bis zu 3.300 Euro jährlich erhalten, haften nur 
noch bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, nicht aber bei einfacher Fahrläs-
sigkeit (mehr dazu im Beitrag „Mit Steueränderungsgesetz 2025 wurde �
Haftungsprivileg in § 31a BGB angepasst“ in SB 1/2026, Seite 20). 

E-Sport als neuer gemeinnütziger Zweck
E-Sport wurde ausdrücklich als gemeinnütziger Zweck in die Abgabenord-
nung aufgenommen (§ 52 Abs. 2 Nr. 21 AO n. F.). Organisationen, die entspre-
chende Angebote wie etwa Turniere oder Trainingsmaßnahmen durchführen, 
können dadurch die gleichen steuerlichen Vergünstigungen in Anspruch �
nehmen wie traditionelle Sportvereine. 

In der Gesetzesbegründung wird E‑Sport als sportlicher, digitaler Wettkampf 
beschrieben, bei dem Spielerinnen und Spieler in Computer- oder Videospielen 
– einschl. mobiler und Virtual-Reality-Plattformen – mithilfe von Eingabegeräten 
(Controller, Tastatur, Maus, Touchscreen etc.) gegeneinander antreten. Für 
den Erfolg sind insbesondere Reaktionsfähigkeit, strategisches Denken und 
Teamarbeit entscheidend.

Nicht begünstigt sind E‑Sport-Formate mit gewaltverherrlichenden Inhalten 
oder solchen, die in anderer Weise die Menschenwürde verletzen; solche �

Steuerfreie Vergütung  
pädagogischer Tätigkeiten
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Angebote stehen mit dem Grundsatz der Förderung der Allgemeinheit nicht 
im Einklang. Die genaue Abgrenzung einzelner Spieltitel wird in der (Verwal-
tungs-) Praxis und gegebenenfalls vor den Finanzgerichten zu klären sein.

Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 7 Prozent für Speisen
Für Stiftungen, die gastronomische Angebote betreiben (z. B. Museumscafés, 
Tagungshäuser, Kantinen), gilt ab 2026 dauerhaft der ermäßigte Umsatz-
steuersatz von sieben Prozent für Restaurant- und Verpflegungsdienstleis-
tungen, soweit Speisen abgegeben werden. Getränke bleiben von der �
Regelung weiterhin ausgenommen (§ 12 Abs. 2 Nr. 15 UStG n. F.).

Für Stiftungen bedeutet dies, dass sich der positive Effekt der bereits im Rah-
men der Corona-Pandemie zeitlich befristet abgesenkten Umsatzsteuer auf 
Speisen nun verstetigt. Der vollständige Vorsteuerabzug im Zusammenhang 
mit umsatzsteuerpflichtigen Umsätzen bleibt unverändert bestehen.

Wichtig — Herausfordernd kann in der Praxis sein, Kassensysteme und Buch-
haltungssoftware rechtzeitig zu aktualisieren, damit die Umsatzsteuer zum 
01.01.2026 korrekt ausgewiesen wird.

Neue Handlungsspielräume im Rahmen fortgeltender Vorgaben
Das Steueränderungsgesetz 2025 bringt für Stiftungen moderate Entlastun-
gen und neue Gestaltungsmöglichkeiten, ohne jedoch die grundlegenden 
Strukturen des Gemeinnützigkeitsrechts zu verändern. Die deutlich angeho-
bene Freigrenze für die zeitnahe Mittelverwendung und die Erleichterungen 
bei der Sphärenzuordnung können den administrativen Aufwand reduzieren, 
verlangen aber weiterhin eine sorgfältige interne Dokumentation und Pla-
nung der Mittelverwendung.

Die Anhebung von Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale sowie die mode-
rat erhöhten Freigrenzen im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dürften in erster 
Linie die Inflation ausgleichen. Die Anerkennung von E-Sport als gemeinnüt-
zigem Zweck sowie die ausdrückliche gemeinnützigkeitsrechtliche Privile-
gierung von Investitionen in erneuerbare Energien eröffnen Stiftungen �
hingegen zusätzliche Handlungsspielräume. Die Absenkung des Umsatzsteu-
ersatzes auf sieben Prozent für Speisen kann – je nach Ausgangslage – einige 
spürbare wirtschaftliche Effekte nach sich ziehen.

PRAXISTIPP — Die neuen Regeln sollen die Arbeit von steuerbegünstigten �
Körperschaften erleichtern. Ob das im jeweiligen Einzelfall gelingt, wird sich �
aber erst in der praktischen Anwendung zeigen. Entscheidend ist, die neuen 
Spielräume sinnvoll in die laufende Arbeit zu integrieren und dabei die gemein-
nützigkeits- und steuerrechtlichen Vorgaben im Blick zu behalten.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE
	y Beitrag „Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale: Das sind die Regeln seit 01.01.2026“, 
SB 1/2026, Seite 10 → Abruf-Nr. 50649865

	y Beitrag „Mit Steueränderungsgesetz 2025 wurde Haftungsprivileg in § 31a BGB ange-
passt“, SB 1/2026, Seite 20 → Abruf-Nr. 50658894
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